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9013 

der Ja~B' K a n d u t s eh, Kin d 1 und G'enossen 
an 4eft Bundesminister für soziale Verwaltung, ~ 

, betreffend ttberpriifuni der gesetzmässigen Zusammensetzung der Selbstver­
waltung der Steiermärkiscben Geb1etskrankenkasse für Arbeiter und Angestellte. 

'.-........ -... 
D~e Kammer für Arbeiter und Angestellte in ~teiermark hat sm 31.Mir. 1953 

,die Veraiohe;ungsvertreter und deren Stellvertreter in die Selbstverwal~D8a­
kar per der Ste1ermä;rkischen Gebietskrankenkasse für Arbeiter und Angestellte 
entsandt. 

Nach dem Soz1alyersioherun8s-Überle1tungsgeaetz 8011 die Bildung de~ 
Selbetverwaltungek5rper duroh indirekte Wahl im Wege der öffentlich.reobt. 
lichen Intereleenvertretungen die Gewähr dafür bieten, dass die Verwaltu)1g 
der ~zialversieherungeinstitute naoh den Grun4sätzen der Demokratie zuataD­
dskommt. 

Diese Gru:o.dsätze wurden jedoch bei der oben erwähnten Eniu,,~ndung Pl1 ..... 

aohtet. Der WdU-Fraktion in der Arbeiterkammer fUr Steiermark wurde trotz 
ihrer oftmaligen Bemühung keine Gelegeiilieit gegeben, ihre dem Ergebnis der 

Arbeiterkammerwahl vom Oktober 1949 entepr~ohenden Vorschläge zur Bildung 
der Selb8tverwaltungskör~er zu erstatten. Uberdies erfolgte dieintsendttns 
nioht duroh Besohlu.ss··dea VOl'atEmdes der Jl,.r\)eiterkammer, sondern d.urch da. 

KammerbUro bzw, duroh den Präsidenten der I(amm~. 
iie,Wdtr-Fraktion hat daraufhin gesen die Neukonstitu1erqng der Selbet­

verwaltungskÖrper der Steiermärkisohen Gebietekrankenkasee auf Grund die •• r 
dem Gesetz nicht entspreohenden Entaendung mit'Sohreiben vom S.Mai 4.J. 
beim Amte der Ste1ermitrkisohen LandeeNgi &rung lUnspruoh erhoben. Eine ])uroh­

achritt erging mit der Bitte U~ ~1nflusBnahme an das Bundeemin1ater1um für 

soziale Verwaltung. ' 
Das ÄIllt der Steiermärkischen Landesregier,ung lehnte em 21.5. eine Bnt­

sOheidung unter dem Hinweis auf Unzuständigkeit a\. Die WdU-lraktion hat 
eo4ann sm 7.6. beim Ministerium für soziale Verwaltung gegen d1e.e ~nteoh81-
clwig die 'Beschwerde eingebracht und die Xonst1tuierung der 8elbetveJ'Wa1tuZl68 .... 
iftsrper 4er Steiermärld.-echen Gebieteskrankenkasse angefochten. In dieser Ein­
gabe wur~ die ~asaung der Beschwerdeführer eingehend dargelegt und be­
grUndet. 
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s".Bei.l8,tt 11. Dezember 1953 

Da inawisohen fiber sechs Monate ver«ang~D sind und diese gesetswidriBe 

Art ~er, ZusammebSet~ de~ Selbstverwaltun«akörpervon Sozialversicherungs~ 
. ' 

triger,n auch in anderen Fällen vorlieaen 4ürtte, richten die ~terfert1gten' 

Abgeoraneten an de Herrn lJuJidesminister für soziale Verwaltung dienach­

stehende 

1.) Warum wurde 

nicht erle~? 

A n fra II e-;-
- I _ ...... 

die Eingabe der WdU-Fr~tion an da~Ministerium bisher 

2.) Wer trägt die Verantwortung für die bis zur gesetzmässigen Zusammensetzung 

der Selbstverwaltungskörper der Steiermärkisohen Gebietskrankenkasse und 

eveutuell ande~ Soeialvers1cherungainstitute von diesen gefasste Beschlüsse 

~nd getroffenen Entscheidungen, wenn diese als reohtsunwirksam angefochten 

werdei'l? 

3.) Was gedeDkt der Herr l3undesminister w unternehmen, um die demoln"atischen 

Grundsätze in der SelbstverWaltung der Sozialversicherung zu verwirklichen 

und eiDen llesetzmässigen Zustand auf die,sem Gebiet herzustellen? 

4.) Ist der Herr »undesmin1st~r bereit, einen Termin bekanntzugeben, 

bis wann eine Bereini8UD& dieses untragbaren und das demokratische Gefühl 

der Betroffenen verle .... 
d

7\ustanc1eS" erwartet werden kann? 

~.-.".-.. " 
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